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Stadt Bergisch Gladbach

Der Bürgermeister

Stadı Bergisch Gladbach » 31439 Bergisch Gladbach

Mitglied des Jugendhilfeausschusses Fachbereich Jugend und Soziales
Hem Kinder-,Jugend-undFamilienförderung

DetiefSchnöring Stadthaus An der Gohrsmühle
Rommerscheider Straße 40 Asaek 18
51465 Bergisch Gladbach 31465 Bersisch Gladbact

Auskımfl erteilen

Gabriele Odenthal, Zimmer 244

Marita Wißımann -Hardt, Zimmer 236

Telefon: 02202 / 14 28 37 und 14 28 02

Telefax 02202 / 14 70-28 37 04 2802

e-mail: gabriele.odenthal@stadt-el.de /
M.Wissmann-Hardt(@stadt-gl.de

13.07.2006

Ihre Anfrage im Jugendhilfeausschuss am 01.06.2006
510-8-246

SehrgeehrterHerr Schnönng,

in der Sitzung am 01.06.2006 stellten Sie folgende Anfrage:
„MeineersteAnfragebefasstsichmitdem KindergartenKradepohismühlenweg inGronau,mitderen
LeitungdieParteienbereitsGesprächegeführthaben.DieFraktionenhabendas SchreibendesKinder-
gartensunddie Antwort der Verwaltungdarauferhalten. Die Stadtbeziehtsicheindeutigaufdie vom
Jugendhilfeausschuss beschlossenen Richtlinien. Formell sei dies so zutreffend.Erbitte die Verwaltung
dennochumPrüfingbiszurnächsten Sitzung,in wie weitdemAnliegendesKindergartensnacheiner
zusätzlichen Förderung gefolgt werden kann.“

Wie Sie aus dem Schriftwechsel mit dem Elternrat der Kindertagesstätte Kradepohl wissen, be-

fürworte ich grundsätzlich die Erhöhung um 7,5 Ergänzungskraftstunden gem. & 1 Abs.7 Satz 6
der Verordnung zur Regelung der Gruppenstärken über die Betriebskosten nach dem Gesetz über
Tageseinrichtungen für Kinder (Betriebskostenverordnung) -- BKVO. Damit können mindestens
fünfund höchstens neun Kinder über Mittag in der Kindergartengruppe betreut und somit kann
die Zahl der Tagesstättenplätze erhöht werden.

Aufgrund des Nothaushaltes konntejedoch den Einrichtungen, die seit Ende 2005 eine entspre-
chende Personalausweitung vornehmen wollten und die grundsätzlich auch die formalen Voraus-
setzung erfüllt hatten, keine ZusagezurFinanzierung dieser Mehrkosten gemacht werden Auch
für denHaushalt 2007 ist keine Besserung zu erwarten. Die knappe Finanzausstattung und der
unbedingte Zwang, Kosten wo immer möglich einzusparen erlauben mir nicht, eine andere Ent-
scheidung zu treffen. Insgesamt haben seit Ende letzten Jahres fünfEinrichtungen wegen der
Stundenausweitung nachgefragt und einen ablehnenden Bescheid erhalten. Ich gehe davon aus,
dass noch weitere Einrichtungen nachgefragt hätten, wenn sie eine positive Antwort hätten erwar-
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ten dürfen. Bei der Erhöhung um 7,5 Stunden ist mit Bruttokosten von ca. 7.500 € durchschnitt-
lich zu rechnen, von denen die Stadt ca. 70 % übernehmen müsste. _

Ich bedaure auch aufgrund einer nochmaligen Prüfung keine andere Entscheidung treffen zu kön-
nen.

Mit freundlichen Grüßen

In g

Nchael Kotulla

Erster Beigeordneter
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Der Bürgermeister
Fachbereich 4

Sudt Bergisch Gladbach < 51439 Bergisch Gladbach Bildung, Kultur, Schule und Sport

H — Fachbereichsieiter —eıT

Detlef Schnöring M Paffrather Straße 195
Rommerscheider Str. 40 Auskunft erteilt:

Dr, Lothar Speer, Zimmer 4.05

51465 Bergisch Gladbach Telefon: 0 22 02/ 14.450Telefax: 0 2202/14475

Internet: http://www.bergischgladbach.de
e-mail: L.Speer@stadt-gi.de

14, Juni 2006

Ihre Anfrage im Jugendhilfeausschuss am 01.06.2006

Sehr geehrter Herr Schnöring,

im Jugendhilfeausschuss am 01.06.2006 fragten Sie nach, wie hoch die Kosten für die Stadt

seien, die durch den Ab -und Wiederaufbau des Brunmnens verursacht würden.

Für die Stadt entstehen keine Kosten, da die Maßnahme, soweit sie durch die „Südkurve“

bedingt ist, durch Sponsorenleistungen refinanziert wird.

Mit freundlichen Grüßen

In Vertrr
d 27/

M. Kotulla, Erster Beigeordneter und Stadtkämmerer
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Stadt Bergisch Gladbach
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Stadt Bergisch Gladbach - 31439 Bergisch Gladbach

MitglieddesRates Fachbereich JugendundSozis
Herm Kinder-,Fugend-undFamilienförderen
Peter Hoffistadt Stadthaus An der Gohrsmühle

Tustheide 25 MinWehenKar, Zimmer 23isch: j

51427BergischGladbach Telefon: 02202/142802
Telefax: 02202714 70 28 02

Mo. bis Fr. 8.30 bis 12.30 Uhr und

Mo.bisDo. 14.00 bis 16.00 Uhr

undnach Vereinbarung

| 03.07.2006

Ihre Anfrage im Jugendhäfeausschuss am 01.06.2006
510

SehrgeehrterHerrHoffstadt,

indervorgenanntenSitzunghattenSiefolgendeAnfragegesteltt:

„DasLandhatbeschlossen,dassalle Vierjährigen einer Sprachprüfungunterzogenwerden.Wiesoll
diesinBergischGladbachumgesetztwerden?“

DieLandesregierung verfolgtdasZiel,alle Kindersoweitzufördern,dasssiemitderEinschulung,
sprachlichdemUntestichtinderGrundschulefolgenkönnen. Zudiesem Zwecksollendiebesonderen
Sprachfürdermaßnahmeneinbalbes JahrvorEinschulungderKinderdurcheine Sprachstandsfeststel-
kungundeinesystematische SprachförderungderKinderabdemviertenLebensjahrabgelöstwerden.

DasSchulgesetzessiehtfürdenbetreffendenParagrafenfolgende Fassung vor:

$36 VorschulischeBeratungundFörderung, FeststellungdesSprachstandes

(1) DerSchulträgerladtgemeinsammitdenLeiterirmenundLeiternder Tageseinrichtungenfür
KinderundderGrundschulendieEltern, derenKinderdasvierteLebensjahrvollendethaben, zu
einerInformationsveranstaltungein,inderdieElternübervorschulische Fördermöglichkeiten bera-
ten werden.

(2) DasSchulamtstelltzweiJahrevorderEinschulungfest, obdie SprachentwicklungderKinder
altersgemäßistundobsiediedeutscheSprachehinreichendbeherrschen.IstdiesnichtderFall und
wirdeinKindnicht ineiner TageseinrichtungfürKindersprachlichgefördert,solldasSchulamtdas
Kindverpflichten,aneinemvorschulischenSprachförderkursteilzunehmen.Hierdurchsollgewähr-
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leistet werden, dassjedes Kindvom Beginn des Schulbesuchs an dem Unterrichtfolgen undsich dar-
an beteiligen kann. Die Schulen sind verpflichtet, das Schulamt bei der‚Durchführung der Sprach-
Standsfeststellung zu unterstützen; hierbei ist auch eine Zusammenarbeit mit denKindertagesstätten
undder Jugendhilfe anzustreben.

(3) BeiderAnmeldungzurGrundschule stellt die Schule‚fest, ob die Kinder die deutsche Sprache
hinreichendbeherrschen, um im Unterricht mitgrbeiten zu können. Die Schule sollKinder ohne die
erforderlichen Sprachkerminisse zum Besuch eines vorschulischen Sprachförderkurses verpflichten,
Soweit sie nicht bereits in einer TageseinrichtungfürKinder entsprechendgefördert werden. Absatz 2
Satz 3 gilt entsprechend.

(In der Anlage ist die Begründung für den geänderten $ 36 des Schulgesetzes abgedruckt.)

Die Landesregierung hat die Universität Dortmund damit beauftragt, ein Konzept zur Sprachstandser-
hebung bei vierjährigen Kindern zur Sprachförderung im Vorschulalter zu erarbeiten. Dabei wird auch
die Besonderheit bei Kindern mit Migrationshintergrund zu berücksichtigen sein. Da mit den Ergebnis-
sen (einschließlich der Instrumentarien zur Sprachstandserhebung) erst im Herbst 2006 zu rechnen ist,
tritt der neu gefasste $ 36 Schulgesetz erst zum 01.01.2007inKraft.

Die Sprachstandserhebung bei den Vierjährigen wird vom Schulamt durchgeführt. Die Neuerung tritt
erst im Jahr 2007 in Kraft. Zurzeit erarbeitet eine Arbeitsgruppe im Schulministerium dazu den
Handlungsrahmen und wohl auch eine Handreichung. Alle bisher bekannt gewordenen Einzelhei-
ten des vom Schulamt durchzuführenden Verfahrens haben noch Planungscharakter.

ER. tv
Erster Beigeordneter



| | Anlage
Begründung: Zu & 36;

Allgemeine Begründung

Nach bisheriger Regelung der vorschulischen Sprachförderung werden vor allem Kinder gefördert, die
aufgrund ihres jeweiligen Migrationshintergrundes Schwierigkeiten mit der deutschen Sprachehaben.
Die Schulen haben im Zuge der Anmeldung bei 28.813 von 193.156 (14,93 %) Kindern des Einschu-
lungsjahrgangs 2004 und bei 27.330 von 185.011 (14,77 %) Kindern des Einschulungsjahrgangs 2005
einen Sprachförderbedarffestgestelit.

Unabhängig von einem Migrationshintergrund sind aber auch Kinder förderbedürftig, bei denensich
die Sprache noch nicht altersgemäß entwickelt hat. Die Gesetzesänderung stellt diese unterschiedlichen
Ausprägungen des Förderbedarfs einander ausdrücklichgleich.

Um zu erreichen, dass alle Kinder möglichst gleiche und optimale Bildungschancen genießen können,
muss gewährleistet sein, dass sie bei Schulbeginn über'Mindestvoraussetzungen in Sprache und
Sprachentwicklung verfügen. Im Interesse aller Schülerinnen und Schüler sind vergleichbare Lernvor-
aussetzungen und eine möglichst weit gehende Leistungshomogenität anzustreben. Kinder, die demSchulunterricht von Anfang an nicht gut folgen können, laufen sonst Gefahr, den Anschluss zu verlie-
ren und in der Folge insgesamt eine schlechtere Ausbildung zu genießen. Insbesondere darfder För-
derunterricht der Grundschule nicht allein für Kinder mit Schwierigkeiten im Sprachgebrauch in An-
spruch genommen werden, da er auch die Aufgabe hat, besondere Fähigkeiten und Interessen zu un-
terstützen ($ 3 Abs. 2 Satz 3 der Verordnung über den Bildungsgang in der Grundschule).

Die geplante Gesetzesändenung soll durch das neue zweistufige Feststellungsverfahren ein und zwei
Jahre vor Schulbegion sowie durch den Ausbau der vorschulischen Förderung den Schulerfolg der
Kinder mit festgestellten Sprach- und Sprachentwicklungsdefiziten verbessern. Die nach Absatz ] wei-
terhin vorgesehene Informationsveranstaltung für die Eltern, deren Kinder das vierte Lebensjahr voll-
endet haben, ist möglichst vor dem ersten Feststellungsverfahren durchzuführen.

Absatz 2

In Jahr vor der Schulanmeldung, also rund zwei Jahre vor der Aufnahme der Kinder in die Grund-
schule, stellt das Schulamt zum ersten Mal ihren Sprachstand fest. Diese Aufgabe übernehmen Lehre-
finnen und Lehrer sowie einschlägig ausgebildetes Personal im Auftrag des Schulamtes. -

Wird bei einem Kind Förderbedarffestgestellt, soll die Verpflichtung ausgesprochen werden, dass es
an einem vorschulischen Sprachförderkurs teilnimmt, sofern es nicht eineKindertagesstättebesucht
und dort sprachlich gefördert wird. Den Eltern soll dazu geraten werden, ihr Kind zur Förderung in
einer Tageseinrichtung anzumelden. Eine rechtliche Verpflichtung zum Besuch einer Kindertagesstätte
kann im Gegensatz zum Besuch eines vorschulischen Sprachförderkurses nicht ausgesprochen werden.

Die beabsichtigte Maßnahme ist als solche schulischer Art einzuordnen und unterfällt damit gemäß
Art. 70 Abs. 1 GG der Gesetzgebungskompetenz der Länder.



Der mit der Verpflichtung zur Teilnahme an den Eörderungen einhergehende Eingriff in das Eitern-
recht (Art. 6 Abs. 2 GG) ist gerechtfertigt. Dieses Grundrecht darf hier eingeschränkt werden, da sich

‘der staatliche Erziehungsauftrag gemäß Art. 7 Abs. 1 GG schon aufden vorschulischen Zeitraum aus-
wirkt. Dabei wird nicht verkannt, dass die Erziehung und Prägung im vorschulischen Bereich grund-
sätzlich so lange wie möglich außerhalb des staatlichen Eingriffsbereichs liegen soll. Hier stehen die
Förderungen aber in direktem Zusammenhang mit dem staatlichen Erziehungsauftrag. Wenn nämlich
zum Zeitpunkt der Einschulung erst die allernotwendigsten Voraussetzungen für einen erfolgreichen
Schulischen Lernprozess geschaffen werden müssen, so ist dies ein Bereich, der von dem staatlichen
Erziehungsauftrag nicht Josgelöst betrachtet werden kann. Bei den vorschulischen Förderkursen geht
es weniger um den vermittelten Inhalt als um die Förderung von. Sprache und Sprachentwicklung. In-
sofern verbleibt die Erziehung größtenteils bei den Eltern.

Die RechtfertigungberuhthieraufeinerAbwägungzwischen Art. 6 Abs. 2 GGund Art, 7 Abs. 1 GG
unter Berücksichtigung des allgemeinen verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit.
Im Rahmen des Art. 6 Abs. 2 GG geht im Zweifel immer das Kindeswohl vor (Badura in Maunz-
Düng, Art. 6 Rn. 94 mit Bezug aufBVerfGE 24, 119/143 £). Für das betroffene Kind sind aber aus
objektiver Sicht nicht nur die Erfolgsaussichten in Schule und Beruf, sondern auch das dauerhafte Ler-
nen mit Gleichaltrigen wichtig. Da die Förderungen kindgerecht durchgeführt werden und dadurch
nicht besonders belastend sind, kann das elterliche Erziehungsrecht dem Gesetz daher nur abge-
schwächt entgegen stehen. In diesem Zusammenhang ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass Art.
6 Abs. 2 Satz 1 GG keinen ausschließlichen Erziehungsanspnuch der Eltern enfhält. Der Staat ist in der
Schule nicht aufdas ihm durch Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG zugewiesene Wächteramt beschränkt, viel-
mehr ist der staatliche Erziehungsauftrag dem elterlichen Erziehungsrecht in diesem Bereichgleichge-
ordnet.

Ausschlag gebend ist aber vor allem, dass die Gesetzesänderung einen entscheidenden Schritt zur Op-
timierung der Chancengleichheit darstellt. Dies ist im Rahmen des Art. 7 Abs. 1 GG ebenfalls ein ver-
fassungsmäßiger Auftrag. Ein Förderungsangebot auffreiwilliger Basis ist zwar ein milderes, aber
nicht gleich geeignetes Mittel. Erfahrungswerte zeigen, dass die Eltern den bisherigen Verpflichtungen
gemäß $ 36 Abs. 2 der geltenden Fassung regional gesehen sehr unterschiedlich stark nachgekommen
sind (zwischen 1% und 100 %). Hier waren keine Sanktionen vorgesehen. Die Wochenstunden und
die Gesamtdauer der vorschulischen Förderung sind nicht mit der Schulpflicht vergleichbar und damit
das mildeste in Betracht kommende Mittel. Schließlich ist eine später ansetzende Förderung aufgrund
des Umstands, dass Sprachen am bestenimjungen Alter erlernbar sind, nicht gleich effektiv.

Absatz 3

Bei der Anmeldung zur Grundschule stelkt in einem zweiten Verfahren die Schule den Sprachstand der
Kinder fest. An dem bisherigen Verfahren ändert sich nichts.

In Satz 2 wird die bisherige Kann-Regelung durch eine Soll-Regelung ersetzt. Dies ist möglich, nach-
dem das Angebot der vorschulischen Sprachförderkurse in den letzten Jahren ausgebaut wurde und
inzwischen den Bedarfweit gehend deckt. Der Verzicht aufdie vorschulische Sprachförderung kann
damit nur in vereinzelten Ausnahmefällen in Betracht kommen, wenn für ein Kind trotz größter An-
strengungen kein Angebot in zumutbarer Entfernung zur Verfügung gestellt werden kann,
Die weiteren sprachlichen Änderungen dienen der Einheitlichkeit und Klarstellung,



Kosten: Die zwei Jahre vor der Aufnahme der Kinder in die Grundschule vorgesehenen Sprachstands-
feststellungen werden von einschlägig vorgebildetem Personal des Schulamtes und der Schulen wahr-
genommen. Zusätzliche Personalkosten entstehen nicht. Notwendiger Fortbildungsbedarfwird aus
vorhandenen Haushaltsmitteln äinanziert, Die für die Sprachstandsfeststellungen erforderlichen Sach-
kosten in Höhe von bis zu 1,9 Mio. Euro werden aus den für die vorschulische Sprachförderung be-
reitstehenden Mitteln finanziert.

Inkrafttreten: Die Änderungen des Schulgesetzes NRW sollen grundsätzlich am 1. August 2006 und
. damit bereits zum Beginn des Schuljahres 2006/2007 in Kraft treten. Später in Kraft treten sollen die
Regelungen zur Feststellung der Sprachkenntnisse bei Vierjährigen und zur vorschulischen Sprachför-
derung (1. Januar 2007).
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u Stadt Bergisch Gladbach
u Der Bürgermeister

sadı Bergisch Gladbach - 31439 Bergisch Gladbach

Mitglied des Rates Fachbereich Jugend und Soziales
Hesm Kinder-, Jugend- undFamilienförderung
Thomas Galley Stadthaus An der Gohrsmühle

Adalbert-Stifter-Straße 1 Andamfi erteilt:
51427 . JohannesZeuz, Zimmer 502

Bergisch Gladbach Telefon: 02202/14 2841
Telefax: 02202/14 70 28 41

email: j zenz@stadt-gl.de
Mo. bis Fr. 8,30 bis 12.36 Uhr und

Mo. bis Do. 14.00 bis 16.00 Uhr

uni nach Vereinbarung

28.06.2006

Ihre Anfrage im Jugendhilfeausschuss am 01.06.2006

Az. 510-8

Sehrgeehrter Herr Galley,

Inder0.8,AusschusssitzunghattenSiefolgendeAnfragegestellt:

„DerZeitungwarzu entnehmen,dassin Nordrhein-Westfalenzukünftig ein sog. Kopftuchverbot an

Personal?“

DasichderentsprechendeGesetzestextnur aufLehrerinnenundLehrerbezieht,gehe ich nicht davon
aus,dassdamitauchdie Angestelltenderfreien TrägerderJugendhilfebetroffen sind.Letztlich kann

.; MinisteriumfürSchuleund Weiterbildunggebetenhabe,dieFragezu beantworten. Sobaldmireine

Mit freundlichen Grüßen
In Vertreg:

"dr
Erster Beigeordneter
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Stadt Bergisch Gladbach

Der Bürgermeister

Stadt Bergisch Gladbach - 51439 Bergisch Gladbach

Mitglied des Rates Fachbereich Jugend und Sozial
Herm Kinder-, Jugend- und Familienförderun;
Thomas Galley Stadthaus AnderGohrsmühle

Adalbert-Stifter-Straße 1 a  nmer 502
51427 BergischGladbach Telefon: 022027142841

Telefax: 02202/14 70 28 41
e-mail: j.zeriz@stadt-gi.de
Öffnüngszeiten:
Mo. bisFr. 8.30 bis 12.30 Uhr und

_ Mo. bis Do. 14.00 bis 16.00 Uhr

und nach Vereinbarung

10.08.2006

Ihre Anfrage im Jugendhilfeausschuss am 01.06.2006, meine Zwischennachricht vom 23.06.06
Az. 510-8-0GS

Sehr geehrter Herr Galley,

in der 0. g. Ausschusssitzung hatten Sie folgende Anfrage gestellt:

„Der Zeitung war zu entnehmen, dass in Nordrhein-Westfalen zukünftig ein sog. Kopftuchverbot an
den Schulen gilt. Betrifft das auch die Offenen Ganztagsschulen und evt. dort tätiges pädagogisches
Personal?“

Zwischenzeitlich hat das Ministerium Stellung zu der Frage bezogen. Die Stellungnahme lautet:

„"8 57Abs. 4 SchulG bezieht sich ausschließlich aufLehrkräfte. Daher scheidet eineAnwendung
aufbeispielsweise im Rahmen der außerunterrichtlichen Angebote der offenen Ganztagsschule
beschäftigtes nicht staatliches Personal aus.

*8 58Abs. 2 SchulG regelt die entsprechende Anwendung aufvom Land beschäftigtes
pädagogisches oder sozialpädagogisches Personal. Daraus kann gefolgert werden, dass das
Trageneines Kopftuches auch bei nicht staatlichem Personal nicht erwünscht ist. Gef. könnte in
Kooperationsverträgern der Verzicht auf das Tragen eines Kopftuches als Bedingung vereinbart
werden. Ob dies letztlich gewünscht und durchsetzbar ist, ist jedoch letztlich keine
dienstrechtliche Frage. Ich rege an, in Kooperationsverträgen und -vereinbarungen eine analoge
allgemeine Bezugnahme aufdie Regelungen des Schulgesetzes vorzusehen“

d.

“ Internet: Barıkverbindung: Allgemeine Öffnungszeiten:
www.bergischgladbach.de KreissparkasseKöln _L Mentag bis Freitag 8:30-12:30 Uhr
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In den bestehenden Kooperationsverträgen ist die „Kopftuch-Frage“ bisher nicht thematisiert worden.
Obes hierzu Regelungen geben muss, wird in den Gesprächen mit den Schulen und den Trägern der
Außerunterrichtlichen Angebote zu klären sein. Im Moment ist die Rechtslage so einzuschätzen,dass
es kein ausdrückliches Kopftuchverbot für Personen gibt, die nicht seitens des Landes angestellt sind.

Mit freundlichen Grüßen
In Vertretun g .

Michael Kotulla
Erster Beigeordneter


